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Einleitung 

Die Subventionsproblematik wurde bisher hauptsächlich in der volks-
wirtschaftlichen und finanzwissenschaftlichen Literaturl erörtert. Aber 
auch die öffentlichrechtliche Literatur2 beschäftigt sich seit einigen 
Jahren intensiv mit Subventionen, wobei in jüngster Zeit die Fragen 
des Gesetzesvorbehaltes3 oder der Konkurrentenklage4 im Vorder-
grund standen. 

Die Strafrechtswissenschaft befaßte sich bisher mit Subventionen 
vornehmlich innerhalb des allgemeinen Betrugstatbestandes (§ 263 
StGB), dessen Qualität als strafrechtliche Abwehrwaffe gegen Sub-
ventionserschleichungen jedoch sowohl wegen seiner dogmatischen 
Struktur als auch aus kriminalpolitischen Notwendigkeiten mehr und 
mehr in Zweifel gezogen wurde5• 

Mit der Einfügung des Sondertatbestandes des Subventionsbetruges 
(§ 264 StGB) durch das erste Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschafts-
kriminalität vom 29.7.19766 in das Strafgesetzbuch wurde die Inten-
sivierung der staatlichen Sozialkontrolle im Bereich der Wirtschafts-
delinquenz weiter vorangetrieben. Auf Grund seiner im Verhältnis zu 
§ 263 StGB unüblichen Tatbestandskonstruktion wird dieses staatliche 
Sanktionsinstrument zu einer in weiten Bereichen an neuen Aspekten 
orientierten Beschäftigung mit Subventionen und deren Erschleichung 
durch die strafrechtliche Literatur und Rechtsprechung' beitragen. 

1 Vgl. z. B. Hedtkamp S. 253 ff.; Noll S. 69 ff.; Wittmann I S. 127 f.; Witt-
mann 11 S. 79 ff.; Zeitel S. 323 ff.; Zimmermann / Henke S. 319 ff. jeweils 
m. w. N. zu den klassischen Schriften der Finanzwissenschaft. 

tAuslösend Ipsen, Die öffentliche Subventionierung Privater (1956) mit 
der Entwicklung der Zweistufentheorie; vgl. auch Zacher VVDStRL 25, S. 308, 
312 u. 396: "Unerträglichkeit des Ordnungsdefizites". 

3 Vgl. Götz, Wirtschaftssubventionen S. 283 f.; Jesch S. 175 ff.; Krebs, DVBI 
1977, 623 ff.; Schenke, Gew Arch 1977, 313 ff.; Bleckmann § 5 mit umf. w. N. 

• Vgl. Fröhler / Lenz, Gew Arch 1976, 73 ff.; Kopp, WiVerw 1978, 175 ff.; 
Reggeling, Fr. Klein-Gedächtnisschrift S. 416 ff. und Zulegg, Subventions-
kontrolle durch Konkurrentenklage 1974. 

S Zu den Unzulänglichkeiten bisheriger staatlicher Sanktionsinstrumente 
vgl. unten S. 55 ff. Ausgangspunkt aller Überlegungen war die von Tiede-
mann im Rahmen seiner Grundlagenforschung (Subventionskriminalität in 
der Bundesrepublik, 1974) aufgezeigte Delinquenzphänomenologie. 

• BGBI I S. 2034 ff. 
7 Auf Grund einer bis zum Frühjahr 1980 durchgeführten Umfrage bei den 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften in der Bundesrepublik wurden mir bisher 

2 D. Sannwald 



18 Einleitung 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind zwei zentrale Problem-
kreise des neuen Tatbestandes: Das Rechtsgut und der Subventions-
begriff des § 264 StGB. 

Bei der Betrachtung der bisherigen Stellungnahmen zum Rechtsgut 
ist eine erhebliche Meinungsvielfalt zu beobachten. So wird vom Schutz 
der Planungs- und Dispositionsfreiheit8, vom Schutz des Wirtschafts-
kreislaufes mit seinen funktionellen Zusammenhängen und wechselsei-
tigen Abhängigkeiten9, vom Schutz des Vermögens des Staates10 oder 
gar vom Schutz des einzelnen Steuerzahlersll gesprochen. Im Vorder-
grund der folgenden Bemühungen steht daher die Auseinandersetzung 
mit den vorliegenden Ansichten und die Entwicklung eines klaren 
Rechtsgutskonzeptes einschließlich der damit verbundenen Konse-
quenzen für den Tatbestand. 

Der strafrechtliche Subventionsbegriff der Legaldefinition des § 264 
VI StGB hat sich zu der "Achillesferse" des gesamten Tatbestandes 
entwickelt. Das beruht weniger auf den bisher vorgebrachten systema-
tischen oder kriminalpolitischen Bedenken, als vielmehr auf verfas-
sungsrechtlichen Einwänden (Art. 103 II GG) eines Großteils der Lite-
ratur12• Zunächst wird daher bei seiner Behandlung großes Gewicht 
auf die Aufstellung klarer und praktikabler Definitionen und - falls 
erforderlich - auf die Aufklärung des Beziehungsverhältnisses der 
einzelnen Merkmale zueinander gelegt. Um den Anforderungen des 
Art. 103 II GG zu genügen und um die bei neu geschaffenen Tatbestän-
den zunächst immer verbreitete Unsicherheit soweit als möglich zurück-
zudrängen, soll eine restriktive Interpretation Konturen schaffen und 
tatsächliche oder nur vermeintliche Unbestimmtheitszonen überwinden. 

jedoch erst fünf Urteile und ein Strafbefehl bekannt, in denen § 264 StGB 
angewandt wurde. Bei dieser erstaunlich niedrigen Zahl liegt der Schluß 
nahe, daß es bei der Annahme des Tatbestandes durch die Staatsanwaltschaf-
ten gewisse Anlaufschwierigkeiten gegeben hat. Die Urteile selbst sind be-
züglich der in § 264 StGB auftretenden Rechtsfragen noch unergiebig. Zum 
einen beruht das darauf, daß sich die rechtliche Würdigung auf einen oder 
wenige Sätze beschränkt. Zum anderen herrscht in der Praxis wohl noch eine 
erhebliche Unsicherheit. So lagen die Tathandlungen in dem Urteil und Straf-
befehl des AG Flensburg (Aktz.: 41 Ls 257/28; 4 Js 104/78) vor dem Inkraft-
treten des § 264 StGB und trotzdem wurde nach ihm verurteilt. Auch in den 
zwei Urteilen des AG Kiel (Aktz.: 44 Ls 145/79; 40 a OWi 22/78) wurde nach 
§ 264 StGB angeklagt, obwohl die Tathandlungen vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes laien, dann aber mangels Beweises freiie8prochen. 

8 Vgl. etwa Dreher / Trlhu:!le § 264 Rdn 3; LOhmeyer S. 52. 
9 Dreiss / EiteZ-Dreiss S. 29. 
10 Sehö / Sehr / Lenckner § 264 Rdn 4. 
11 FriemeZ S. 11. 
12 Vgl. etwa Heinz, GA 1977, 193, 211; Laekner § 264 Anm. 2 c) aa); Löwer, 

JZ 1979, 621 ff.; SK-Samson § 264 Rdn 33 ff. 



Einleitung 19 

Der Erörterung dieser zwei Themenkomplexe des neuen Tatbestandes 
wird ein Grundlagenkapitel vorgeschaltet, um die Einbettung des 
Tatbestandes in die Realitäten staatlicher Wirtschaftspolitik zu ver-
deutlichen. Dies soll weiter der Aufdeckung interdisziplinärer Zusam-
menhänge dienen und die Möglichkeit eröffnen, im weiteren Verlauf 
der Arbeit bestehende strafrechtliche Argumentationen auf ihren 
Ursprung zurückzuverfolgen. Zu diesem Zweck erfolgt auch eine aus-
schnittweise Darstellung der rechtlichen Ausgestaltung von Subven-
tionen, als Grundlage zur Behandlung von Rechtsproblemen, die ihre 
Ursache in der Verzahnung des öffentlichrechtlichen mit dem straf-
rechtlichen Rechtskreis haben. 

2' 




